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Berliner Finanzsenator Evers: Alle
Projekte stehen auf der Kippe

Berliner Finanzsenator Evers prüft Einsparungen im
Landeshaushalt und schließt Stopp laufender Projekte nicht

aus.

Schwierige finanzielle Situation in Berlin:
Reaktionen und Ängste werden laut

Die finanzielle Lage Berlins ist angespannt. Der Landeshaushalt
weist ein enormes Defizit auf, das zu massiven Einschnitten und
Uneinigkeiten über die Priorisierung öffentlicher Projekte führen
könnte. Finanzsenator Stefan Evers (CDU) hat kürzlich im rbb24
Inforadio betont, dass sämtliche Ausgaben im Etat überprüft
werden müssen, und dabei kategorisch ausgeschlossen, dass
laufende Projekte von Einschnitten verschont bleiben.

Prüfung aller Ausgaben

Evers stellte klar, dass „wir alles anschauen müssen,
buchstäblich jeden Stein umdrehen“. Diese starke Aussage lässt
Raum für Besorgnis, insbesondere in Bereichen wie der Kultur.
Sorgen bereiten sich insbesondere um die Sanierung der
Komischen Oper in Berlin-Mitte, deren Zukunft nun ungewiss ist.
Das Fehlen einer klaren Stellungnahme befeuert die Angst vor
einem abrupten Stopp weiterer kultureller Projekte.

Folgen für die Bürgerinnen und Bürger

Die angespannten Finanzbedingungen wirken sich direkt auf die



Bürgerinnen und Bürger aus. Laut Evers stehen nicht nur
Projekte wie Straßenbau und der Bau neuer Schwimmbäder zur
Disposition, sondern auch der Kauf von benötigten Fahrzeugen
für Polizei und Feuerwehr. Dies hat sowohl praktische als auch
sicherheitspolitische Implikationen. Die Investitionsliste ist auf
ein Niveau angestiegen, das sich nicht ohne drastische
Maßnahmen halten lässt.

Fokus auf Bildung und Sicherheit

Trotz der schwierigen finanziellen Situation möchte Evers
betonen, dass bestimmte Bereiche, wie Innere Sicherheit und
Bildung, nicht unter einem rigorosen Sparkurs leiden dürfen.
Diese Bereiche seien von zentraler Bedeutung für die öffentliche
Daseinsvorsorge. Vor diesem Hintergrund wird eine Debatte
geführt, ob Leistungen wie der kostenfreie Kita-Besuch und
Schulessen weiterhin gewährleistet werden können.

Dringender Handlungsbedarf

Um die finanzielle Situation zu stabilisieren, sind Einsparungen
von mindestens drei Milliarden Euro im kommenden Jahr und
zwei Milliarden Euro im Jahr 2026 erforderlich. Diese massiven
Einschnitte erfordern eine sorgfältige Planung und eine
berücksichtigende Haltung gegenüber den verschiedenen
Bedürfnissen der Bevölkerung sowie der kulturellen
Institutionen. Die nächsten Schritte der Politik werden daher mit
Spannung erwartet.

Zusammenfassung

Die Finanzpolitik Berlins steht an einem kritischen Wendepunkt.
Während ein rigoroser Sparkurs unausweichlich scheint, ist die
Frage, wie die Politik kulturelle und bildungsrelevante Projekte
priorisieren kann, von großer Bedeutung für das zukünftige
soziale Gefüge der Hauptstadt. Die kommenden Monate werden
entscheidend dafür sein, wie die Stadt mit diesen



Herausforderungen umgeht und welche langfristigen Ziele dabei
verfolgt werden.
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